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B e r i c h t

Der Ausschuss für Finanzen hat den Einzelplan 02 – Staatsministerium des Staats-
haushaltsplans für das Haushaltsjahr 2022 in seiner 8. Sitzung am 25. November 
2021 beraten. 

In die Beratung einbezogen wurde auch die Mitteilung des Ministeriums für Fi-
nanzen vom 10. November 2021 betr. Beschäftigungsbedingungen, Bezüge, Do-
tationen und Ausstattung der vom Land Baden-Württemberg aufgrund außertarif-
licher Sonderverträge Beschäftigten – Drucksache 17/1003, soweit sie den Einzel-
plan 02 berührt. 

Die zu dieser Einzelplanberatung schriftlich eingebrachten Änderungsanträge 
02/1 bis 02/25 sind diesem Bericht beigefügt (siehe Anlagen). 

Die Berichterstatterin berichtet, der Einzelplan 02 gehöre mit einem Finanz-
volumen von rund 69,2 Millionen € zu den kleineren Haushalten und mache ge-
rade einmal ein Promille des Gesamthaushalts aus. Neben dem Staatsministerium 
beinhalte der Einzelplan die Landesvertretungen in Berlin und in Brüssel, die 
Führungsakademie und den Normenkontrollrat des Landes. Durch die neue Ge-
schäftsverteilung kämen dem Staatsministerium in Zukunft zusätzliche Zustän-
digkeiten im Bereich Europa zu, die sich im Haushalt 2022 abbildeten.

Sodann geht sie auf sechs Haushaltsschwerpunkte ein. Wie im Koalitionsvertrag 
vorgesehen, solle der Strategiedialog zur Zukunft der Landwirtschaft umgesetzt 
werden. Hierfür seien Mittel in Höhe von 400 000 € strukturell und Verpflich-
tungsermächtigungen in Höhe von 1,6 Millionen € vorgesehen. Dies sei ein wich-
tiges Vorhaben zur breiten Verständigung zwischen Landwirtschaft, Naturschutz, 
Lebensmittelwirtschaft sowie Verbraucherinnen und Verbrauchern.

Ebenso sei in diesem Zusammenhang der Strategiedialog „Bezahlbares Wohnen 
und innovatives Bauen“ zu nennen. Damit solle die ressortübergreifende Aufga-
be, mehr und bezahlbaren Wohnraum zu schaffen, angegangen werden. Struktu-
rell seien hierfür 1,2 Millionen € vorgesehen, und zwar 500 000 € für die Einrich-
tung einer Geschäftsstelle und 700 000 € für entsprechende Projekte.

Das InnoLab_bw solle 200 000 € strukturell für neue Projekte erhalten. Auch hier 
seien beispielsweise neue, ressortübergreifende Dialogformate und weitere Pilot-
projekte angedacht, um Baden-Württemberg als führenden Innovationsstandort 
weiterzuentwickeln.

Neben der Koordinierung zentraler Themen von besonderer Bedeutung für das 
Land verantworte das Staatsministerium auch die Öffentlichkeitsarbeit für Baden-
Württemberg. Für die Überarbeitung der Corporate Identity des Landes und für 
das Landesjubiläum 2022 seien im Haushalt rund 1,2 Millionen € angesetzt wor-
den. Nach dem Start der neuen Dachmarke solle damit auch das Corporate Design 
des Landes grundlegend überarbeitet werden.

Baden-Württemberg müsse international sichtbar sein. Daher würden für die Re-
präsentanzen in Großbritannien und in Indien insgesamt 125 000 € strukturell neu 
veranschlagt.

Im Bereich Europa seien neu 138 000 € für das Jubiläum der Internationalen 
Bodensee-Konferenz etatisiert worden und 92 000 € für die Weiterführung des 
Mikroprojektefonds im Rahmen der Frankreichkonzeption sowie 85 000 € zur 
Stärkung der europäischen Öffentlichkeitsarbeit.

Sodann weist die Abgeordnete darauf hin, dass zur Gegenfinanzierung im Einzel-
plan 02 Einsparungen und Umschichtungen in Höhe von insgesamt 4,38 Millio-
nen € vorgenommen worden seien.

Der Personalhaushalt des Staatsministeriums umfasse 360,5 Vollzeitäquivalente. 
Davon seien zehn Stellen mit einem k.w.-Vermerk versehen. Neue Stellen seien 
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insbesondere in den Bereichen Klima- und Umweltschutz, Zusammenhalt der Ge-
sellschaft, Strategiedialog „Wohnen und Bauen“, Gesundheit/Coronafolgen und 
Cybersicherheit vorgesehen.

(Redaktioneller Hinweis: Der Vorsitzende fragt im Folgenden 
bei jedem Aufruf nach Wortmeldungen. Dies wird angesichts der 
Vielzahl der Aufrufe nicht explizit im Protokoll wiedergegeben. 
Soweit also nach einem Aufruf keine Ausführungen zur Sache ver-
merkt sind, ist der Ausschuss ohne Wortmeldung direkt in die Be-
schlussfassung eingetreten.)

Der Ausschuss nimmt von der Mitteilung Drucksache 17/1003, so-
weit diese den Einzelplan 02 betrifft, ohne Widerspruch Kenntnis.

Ferner nimmt der Ausschuss vom Vorwort sowie von den produkt-
orientierten Informationen ohne Widerspruch Kenntnis.

Kapitel 0201

Staatsministerium

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 02/13 bis 02/15, 02/17 sowie 02/19 
bis 02/21 mit zur Beratung auf.

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD erklärt, er werde die Wortbeiträge der 
SPD-Fraktion zu einzelnen Kapiteln des Einzelplans 02 zusammenfassen, um so 
einen Beitrag zur Verkürzung der Beratungen an dieser Stelle zu leisten. Seine 
Fraktion sei noch immer entsetzt, dass angedacht gewesen sei, den Ansatz für 
den Antisemitismusbeauftragten um 10 000 € zu kürzen. Dies habe man sich bei 
einem von den Grünen geführten Staatsministerium nicht vorstellen können. Des-
halb sei es jetzt gut, dass die Regierungsfraktionen diesen Fehler beheben wollten. 
Noch besser wäre es allerdings gewesen, sie hätten für den Antisemitismusbeauf-
tragten mehr Mittel beantragt. Die Notwendigkeit dürfte wohl unbestritten sein.

Erfreut zeigt er sich darüber, dass der Bereich Europa in Zukunft wieder im 
Staatsministerium ressortiere und dass bei europapolitischen Themen – dies gel-
te auch für die Arbeit im Ausschuss für Europa und Internationales – ein gutes 
Miteinander mit dem Ziel gepflegt werde, in diesen Fragen zusammenzustehen 
und gemeinsam Zeichen zu setzen. Er bittet den Ministerpräsidenten, dafür dem 
Staatssekretär im Staatsministerium und Vertreter des Landes bei der EU, den 
Dank der SPD-Fraktion zu übermitteln.

In diesem Zusammenhang würdigt er den gemeinsam von Grünen, CDU und SPD 
eingebrachten Änderungsantrag 02/25 zur Erhöhung der Zuschüsse zur Förderung 
von Kooperationen für nachhaltige Entwicklung weltweit. Auch hier dankt er für 
das kollegiale Miteinander. Ihren Änderungsantrag 02/18 ziehe die SPD-Fraktion 
zurück.

Der Ministerpräsident führt aus, das Land befinde sich durch den Transforma-
tionsprozess in den Bereichen Digitalisierung und Dekarbonisierung in heraus-
fordernden Zeiten. Die gewachsenen Verwaltungs- und Regierungsstrukturen 
würden dieser Entwicklung nicht mehr gerecht, weil dies einen ganz anderen Ko-
ordinierungsbedarf erzeuge. Darauf habe er mit den sogenannten Strategiedialo-
gen reagiert, um das hinzubekommen, was heute in der Wissenschaft angesagt 
sei, und der Entwicklung nicht immer hinterherzulaufen. Natürlich löse dies auch 
einen erhöhten Steuerungsbedarf aus. In den Bereichen Wohnen und Lebensmit-
telwirtschaft sollten jetzt ebenfalls neue Strategiedialoge aufgebaut werden. Diese 
Maßnahmen seien durch Umschichtungen und Priorisierungen im Staatsministe-
rium gegenfinanziert worden.

Abschließend lädt er den Finanzausschuss für den Sommer des nächsten Jahres in 
die Villa Reitzenstein ein, um sich dann, einer guten Tradition folgend, jenseits 
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einer Tagesordnung informell über die wichtigen Fragen für das Land unterhalten 
zu können. Für die sehr kooperative Zusammenarbeit dankt er den Mitgliedern 
des Finanzausschusses.

Der Vorsitzende dankt Ministerpräsident Kretschmann für die Einladung.

Der Staatsminister nimmt Bezug auf die vorherigen Anmerkungen zum Haus-
haltsansatz für den Antisemitismusbeauftragten und erklärt, dass es sich hier mehr 
um einen technischen Vorgang gehandelt habe. Das neue Instrument der Effizi-
enzrendite sei über alle budgetierten Sachmittel gelegt worden, ohne den einen zu 
bevorteilen oder zu benachteiligen. Deswegen sei die Kürzung um 10 000 € auch 
für angemessen gehalten worden. Bei der Kürzung sei dem Antisemitismusbeauf-
tragten allerdings schon in Aussicht gestellt worden, den Betrag in Abhängigkeit 
vom Ergebnis der November-Steuerschätzung zurückzugeben. Durch den vorlie-
genden Änderungsantrag der Regierungsfraktionen werde dies nun quasi vorher 
geheilt. Die Arbeit gegen Antisemitismus sei ein großes Anliegen des Minister-
präsidenten und der gesamten Landesregierung. Die Arbeit des Antisemitismus-
beauftragten sei durch diese Kürzung zu keinem Zeitpunkt beeinträchtigt worden.

Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE kommt auf den gemeinsamen Ände-
rungsantrag 02/25 von Grünen, CDU und SPD zurück und schließt sich der positi-
ven Bewertung der Zusammenarbeit der Fraktionen im Ausschuss für Europa und 
Internationales an. Dort seien die entwicklungspolitischen Leitlinien, die in einem 
jahrelangen Bürgerbeteiligungsverfahren erarbeitet worden seien, immer wieder 
mit finanziellen Mitteln unterlegt worden. Neu sei jetzt, dass Verpflichtungser-
mächtigungen in Höhe von jeweils 1 Million € für die Jahre 2023 und 2024 zu ei-
ner Verstetigung und einer besseren Planbarkeit führten und so für das Land und 
den Landtag die Bedeutung dieser Arbeit für „Eine Welt“ hervorgehoben werde. 
Dabei stelle die Partnerschaft mit Burundi einen weiteren Schwerpunkt dar.

Ein Abgeordneter der Fraktion der CDU drückt seine besondere Freude über den 
Inhalt des Änderungsantrags 02/25 aus. Dadurch erhöhe sich der finanzielle Bei-
trag, der deutlich über den Regierungsentwurf hinausgehe, für die Zusammen-
arbeit mit Afrika. Darin zeige sich auch der Unterschied zu derjenigen Fraktion 
im Landtag von Baden-Württemberg, die die Zuschüsse zur Förderung von Ko-
operationen für nachhaltige Entwicklung weltweit in Kapitel 0202 – Allgemeine 
Bewilligungen – streichen wolle und wahrscheinlich wolle, dass Europa und Af-
rika auseinanderdrifteten. Baden-Württemberg müsse sich der Realität stellen und 
mit den afrikanischen Nachbarn viel enger zusammenarbeiten, unabhängig von 
der Entwicklungszusammenarbeit des Bundes. Bei der Fokussierung auf die Be-
lebung und Weiterentwicklung der Partnerschaft mit Burundi, wo sich inzwischen 
einiges zum Positiven gewendet habe, werde z. B. der Auf- und Ausbau von 
Clustern im Bereich Agroforst, bei dem Klimaschutz mit wirtschaftlicher Ent-
wicklung verbunden werde, sowie in den Bereichen Wissenschaft und Gesundheit 
vorangebracht.

Änderungsantrag 02/14 insgesamt mehrheitlich abgelehnt.

Änderungsantrag 02/19 mehrheitlich angenommen.

Änderungsantrag 02/17 insgesamt mehrheitlich abgelehnt. Ände-
rungsantrag 02/20 einstimmig angenommen.

Änderungsanträge 02/13 und 02/15 (insgesamt) jeweils mehrheit-
lich abgelehnt.

Änderungsantrag 02/21 mehrheitlich angenommen.

Kapitel 0201 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.
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Kapitel 0202

Allgemeine Bewilligungen

Der Vorsitzende teilt mit, der Änderungsantrag 02/22 von Grünen und CDU so-
wie der Änderungsantrag 02/18 der SPD seien zurückgezogen und als Änderungs-
antrag 02/25 von diesen drei Fraktionen neu eingebracht worden.

Änderungsantrag 02/1 mehrheitlich abgelehnt. Änderungsantrag 
02/25 mehrheitlich angenommen.

Die Änderungsanträge 02/2 und 02/16 werden jeweils mehrheitlich 
abgelehnt.

Änderungsantrag 02/3 mehrheitlich abgelehnt.

Änderungsantrag 02/23 insgesamt mehrheitlich angenommen.

Änderungsanträge 02/4 bis 02/10 jeweils mehrheitlich abgelehnt.

Änderungsantrag 02/24 mehrheitlich angenommen.

Änderungsantrag 02/11 mehrheitlich abgelehnt.

Kapitel 0202 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Kapitel 0204

Vertretung des Landes Baden-Württemberg beim Bund

Änderungsantrag 02/12 mehrheitlich abgelehnt.

Kapitel 0204 mehrheitlich genehmigt.

Kapitel 0208 einstimmig genehmigt.

Der Vorsitzende stellt fest, dass für den Bereich des Einzelplans 02 keine Wort-
meldungen zu Projekten vorlägen, die im Einzelplan 12 – Allgemeine Finanzver-
waltung – veranschlagt seien.

9.12.2021

Sarah Schweizer
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